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gen des Verdachts sexueller Übergriffe des Antragstel­
lers auf das Kind sowie einer erheblichen Entfernung 
der beiden Wohnorte (ca. 350 km). 

15.Hans. OLG in Bremen, Beschluss v. 9.6.2000, 
Az. 5 UF 50/00, nicht veröffentlicht, 
eingesandt von RAin Briesenick, Bremen: 

Alleinsorge wegen fehlender Kooperation der Eltern 
zum Wohle des Kindes. Diese mangelnde Kooperati­
on hat ihre Ursache zum einen in der Verweigerungs­
haltung der Mutter, zum anderen in dem mangeln­
den Engagement des Vaters, das insbesondere darin 
deutlich wird, dass er keine Unterhaltszahlungen leis­
tet sowie der Tatsache, dass die Wohnverhältnisse des 
Vaters ungeklärt sind und dieser für die Mutter nicht 
erreichbar ist. 

Zusammengestellt von RAin Ute Stöcklein, Nürnberg 
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bei fehlender Kooperationsbereitschaft 
Die subjektive Kooperatiombereitschaft der Eltern 

ist Voraussetzung for die Beibehaltung der gemeima­
men elterlichen Sorge nach der Scheidung. Diese fehlt, 
wenn ein Elternteil (hier der Kindsvater) keinerlei In­
itiative ergreift, um den Kontakt zum Kind aufrechtzu­
erhalten und auch nicht for sein Wohlergehen Interesse 
zeigt. 
Urteil FamG Bochum vom 24.5.00- 56 F 122/98 -

Aus dem Sachverhalt: 
Die Parteien haben am 26.4.1985 die Ehe mit­

einander geschlossen. Aus der Ehe ist die am 
20.10.1985 geborene N. hervorgegangen, die bei der 
Kindsmutter lebt. Zwischen N. und dem Kindsvater 
besteht seit der Trennung im wesentlichen kein Kon­
takt. 

Die Parteien leben seit April 1998 voneinander 
getrennt. 

Die Antragstellerin beantragt, die Ehe der Partei­
en zu scheiden und die elterliche Sorge für N. auf die 
Kindsmutter zu übertragen. 

Der Antragsgegner stimmt dem Scheidungsan­
trag zu und beantragt, den Antrag auf Übertragung 
der elterlichen Sorge zurückzuweisen. 

Er meint, es sei kein Grund gegeben, die elterliche 
Sorge für N. auf die Kindsmutter zu übertragen. 
Zwar sei richtig, daß allenfalls sporadisch Kontakt zu 
N. bestehe, es seien jedoch keine Streitigkeiten zwi­
schen den Parteien vorhanden, so daß zum Wohle 
von N. eine Übertragung der elterlichen Sorge auf die 
Mutter nicht erforderlich sei. 

Aus den Gründen: 
Auf Antrag der Antragstellerin ~ar gern.§ 1671 

BGB über die elterliche Sorge für N. zu entscheiden. 
Diese war gern.§ 1671 Abs. 2 Nr. 2 BGB der Kinds­
mutter zu übertragen. Denn nach dem Eindruck, 
den das Gericht in der mündlichen Verhandlung ge­
wonnen hat, ist zu erwarten, daß die Aufhebung der 
gemeinsamen Sorge und Übertragung auf die Kinds­
mutter dem Wohle des Kindes am besten entspricht. 

Bei der Neuregelung der elterlichen Sorge ging 
der Gesetzgeber sdavon aus, daß es für die Kinder am 
besten sei, wenn die Eltern sich nach der Trennung 
und/oder Scheidung einvernehmlich um die Kinder 
kümmern. Das Wohl von Kindern, deren Eltern sich 
getrennt haben, hängt damit in erster Linie davon ab, 
daß sie in dem Gefühl aufwachsen, weiter zwei ver­
läßliche, sie liebende Elternteile zu haben, die nicht 
um sie konkurrieren und sie nicht in Loyalitätskon-
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flikte bringen. Ob eine solche Entwicklung stattfin­
det, hängt von der Einsicht der Eltern hierin und ih­
rer Fähigkeit, sich entsprechend diesser Einsicht zu 
verhalten, ab. 

Diese ist allein durch eine Sorgerechtsentschei­
dung schwer zu beeinflussen. Die Vorteile des ge­
meinsamen Sorgerechts liegen daher in einer länger­
fristigen Bewußtseinsänderung, da damit dem Ge­
fühl entgegengewirkt werden kann, daß die Kinder 
einen Elternteil und dieser die Kinder verliert. 

Ist damit davon auszugehen, daß die Aufrechter­
haltung der gemeinsamen elterlichen Sorge nicht 
schon grundsätzlich dem Wohle des Kindes dient, so 
ist auch nach neuem Recht für die Aufrechterhaltung 
der gemeinsamen elterlichen Sorge trotz des Ge­
trennclebens der Eltern deren objektive Koopera­
tionsfähigkeit und deren subjektive Kooperationsbe­
reitschaft grundsätzlich Voraussetzung (vgl. dazu 
FamRZ 2000, 503). 

Zumindest an der subjektiven Kooperationsbe­
reitschaft des Antragsgegners fehlt es im vorliegenden 
Falle zur Überzeugung des Gerichts. Denn in der ca. 
zweijährigen Trennung hat es Kontakte zwischen N. 
und dem Vater kaum gegeben. Dies ist auch vom Va­
ter bestätigt worden. Er hat jedoch angegeben, er habe 
N. angeboten, sie solle sich bei ihm melden, wenn sie 
Kontakt wünsche. Er hat damit den Zwang, tätig zu 
werden, auf die Minderjährige übertragen und selbst 
keinerlei Initiative ergriffen, Kontakt zu N. zu halten, 
sich nach ihrem Befinden und nach ihrer Entwick­
lung zu erkundigen. Er hat damit auf für N. in keiner­
weise erkenntlichen Weise gezeigt, daß er an ihrem 
Wohlergehen Interesse hat. Er hat damit nichts getan, 
um eine Entfremdung von seiner Tochter zu vermei­
den. Die Aufrechterhaltung der gemeinsamen elterli­
chen Sorge ist aber nicht geeignet, dieser Entfrem­
dung vorzubeugen. Einer Entfremdung zwischen den 
Kindern und dem Elternteil, bei dem sie nicht leben, 
kann weniger durch die Beibehaltung von Rechtsposi­
tionen als durch eine gelebte Beziehung, den tatsächli­
chen Umgang vorgebeugt werden. Da der Antrags­
gegner insoweit keinerlei Initiative ergriffen hat, ist 
von einer mangelnden subjektiven Kooperationsbe­
reitschaft seinerseits auszugehen, so daß davon auszu­
gehen ist, daß die Aufhebung der gemeinsamen elter­
lichen Sorge und Übertragung auf die Kindsmutter 
dem Kindeswohl am besten entspricht. 

Mitgeteilt von RAin Klawitter, Bochum 
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Beschluß 
OLG Bremen,§ 1634 II S. BGB 
Ausschluß des Umgangs bei Verdacht des 
sexuellen Mißbrauchs 

Ausschluß des Umgangs bei dringendem Verdacht 
des sexuellen Mißbrauchs, auch wenn dieser letztlich 
nicht nachgewiesen werden kann und eine strafrechtli­
che Verurteilung nicht vorliegt. 
Beschluß des Hans. OLG Bremen vom 26.5.97-4 UF 34/97-

Aus den Gründen: 
Gemäß§ 1634 Abs. 2 S. 2 BGB kann das Fami­

liengericht das Umgangsrecht des nicht sorgeberech­
tigten Elternteils zeitlich begrenzt ausschließen, 
wenn eine solche Regelung zum Wohl des Kindes er­
forderlich ist. Daß der dringende Verdacht des sexu­
ellen Mißbrauchs des Kindes durch den ein Um­
gangsrecht begehrenden Elternteil eine solche Maß­
nahme stets erforderliche macht, bedarf keiner weite­
ren Erörterung (vgl. OLG DüsseldorfFamRZ 1992, 
S. 205). Es ist dabei auch nicht erforderlich, daß der 
sexuelle Mißbrauch durch eine strafrechtliche Verur­
teilung erwiesen ist. Vielmehr sind im Interesse des 
Kindes bereits dann solche Maßnahmen zu treffen, 
wenn der Verdacht gegen den ein Umgangsrecht be­
gehrenden Elternteil sich so verdichtet hat, daß ein 
anderer Täter praktisch ausscheidet. 

Das Familiengericht hat den Feststellungen der 
Gutachterin zutreffend den dringenden Verdacht ei­
nes sexuellen Mißbrauchs des Kindes entnommen, 
als dessen Täter nur der Vater, nicht aber andere 
männliche Kontaktpersonen in Betracht kommt. 
Die von der Sachverständigen geschilderten Äuße­
rungen von A. sowie die nachvollziehbar wiedergege­
benen Beobachtungen ihres Verhaltens lassen gerade 
wegen des Alters des Kindes keine andere Deutung 
als die des sexuellen Mißbrauchs zu. Eine Beeinflus­
sung des Kindes durch die eigenen Mißbrauchserfah­
rungen der Mutter scheidet nach ~sieht des Senats 
ebenso aus wie eine Fehlinterpretation dieser signifi­
kanten Beobachtungen. 

Soweit mit der Beschwerde gravierende Mängel 
des Sachverständigengutachtens gerügt werden, die 
den Eindruck der Parteilichkeit aufkommen ließen, 
sind diese überhaupt nur zum Teil nachvollziehbar. 
Sie berühren jedenfalls nicht den Kernbereich der 
Feststellungen der Sachverständigen, der sich auf ganz 
eindeutige verbale und nonverbale Äußerungen des 
Kindes zu Mißbrauchshandlungen bezieht, als deren 
Täter vernünftigerweise nur der Vater in Betracht 
kommt. Ob die Gespräche der Sachverständigen mit 
dem Vater angesichts der intensiveren Beschäftigung 
mit A. und auch der Mutter tatsächlich zu kurz ausge­
fallen sind und ob das Fehlen der Beobachtung der In­
teraktion zwischen Vater und Tochter in den Ausfüh-
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